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Es gelten die BauNVO 2017 und die PlanZVO 1990

Satzung der Gemeinde Eddelak - Bebauungsplans Nr. 10 "Kindergarten"
für das Gebiet westlich hinter der Bebauung Warferdonn bis zur Schulstraße und der Grundschule
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB)  wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom .... folgende Satzung über den Bebauungsplan bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen: 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR.5 BAUGB)

maximal zulässige Grundfläche 2.500 Quadratmeter

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR.1 BAUGB)

 GR 2.500
max. Anzahl der VollgeschosseII

ZEICHENERKLÄRUNG

Baugrenze

BAUWEISE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB)

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

offene Bauweiseo

VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN

Plangrundlage: 

Fläche für Gemeinbedarf: sozialen Zwecken dienende  
Gebäude und Einrichtung (Kindergarten)

Straßenbegrenzungslinie

Gebäude

Flurstücksgrenzen

74 
1

M. 1 : 1.000

 FH 8,0 Maximal zulässige Firsthöhe in Metern

Flurstücksnummer

II

TH 5,50 FH 8,0

o

 TH 5,50 Maximal zulässige Traufhöhe in Metern

Flur 2
Gemarkung Eddelak

Straßenverkehrsfläche

1. Art der baulichen Nutzung ((§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
Die Art der Nutzung ist als Fläche für den Gemeinbedarf, 
Zweckbestimmung Kindergarten, festgesetzt.

2. Maß der Nutzung (§9, Abs 1, Nr. 1 BauGB)
2.2 Traufhöhe bezeichnet den Schnittpunkt der Oberkante der Dachhaut 
mit der Außenkante der Außenwand.
2.3 Firsthöhe bezeichnet die obere Abschlusskante der geneigten 
Dachfläche.
2.4 Höhenbezugspunkt für die Trauf- und Firsthöhe ist der höchste Punkt 
der am Grundstück angrenzenden Straßenbegrenzungslinie. 
2.5 Zufahrten und Stellplätze dürfen eine Gesamtgröße von 1.200 qm 
nicht überschreiten.
2.6. Nebenanlagen, Zuwegungen und Terrassen dürfen eine Gesamtgröße 
von 500 qm nicht überschreiten. 

Flurgrenze
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Gemeinde Tating über Amt 
Eiderstedt, Welter Straße 1, 
25836 Garding4. Die Gemeindevertretung hat am ...... den Entwurf des Bebauungsplanes und 

die Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom ....... bis 
...... während folgender Zeiten Montag bis Donnerstag 8:00 Uhr bis 12:00 
Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr und Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr nach § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen 
Interessierten schrift- lich, zur Niederschrift abgegeben werden können, in der 
Zeit vom .....bis ...... durch Aushang ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt 
der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Absatz 
2 BauGB auszulegen- den Unterlagen wurden unter „www.........de“ zusätzlich 
ins Internet einge- stellt.

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen 
Flurstücksgrenzen und –bezeichnungen sowie Gebäude in den Planunterlagen 
enthalten und maßstabsgerecht dargestellt sind. 

...................................... ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Landesamt für Vermessung und 

Geoinformation (LVermGeo SH)
(Unterschrift)

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am ....... geprüft. 
Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan, bestehend aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) am ....... als Satzung beschlossen und
die Begründung durch (einfachen) Beschluss gebilligt. 

...................................... ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Unterschrift) 

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

...................................... ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Bürgermeister 

(Unterschrift) 

11. Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Gemeindevertretung und die 
Stelle, bei der der Plan mit Begründung auf Dauer während der Sprechstunden 
von allen Interessierten eingesehen werden kann und die über den Inhalt Aus- 
kunft erteilt, sind am .................... durch Aushang ortsüblich be- 
kannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwä-
gung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) 
sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und 
das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die 
Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen.
Die Satzung ist mithin am ..................... in Kraft getreten. 

...................................... ....................................
Ort, Datum, Siegelabdruck) (Unterschrift) 

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Pla-
nung berührt sein können, wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB am ...... zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert.

.......................................     ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Unterschrift) 

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung
berührt sein können, wurden gem. § 4 Abs. 1 BauGB am ....... unterrichtet und
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.  

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung 
vom ......
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Aushang 
vom ..... bis ..... erfolgt. 

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
wurde am ... durchgeführt.

FLUR 2

FLUR 3

GR 2.500

3,0 m Abstand Baugrenze in Metern

Übersichtskarte
ohne Maßstab

N

1 : 1.000
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